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1. VORSCHLAG FÜR EINEN BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

über die Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans des Gemeinsamen 
Unternehmens Shift2Rail (S2R JU) für das Haushaltsjahr 2017
(2018/2217(DEC))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Jahresabschluss des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail für 
das Haushaltsjahr 2017,

– unter Hinweis auf den Bericht des Rechnungshofs über die Jahresrechnung 2017 des 
Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail, zusammen mit der Antwort des Gemeinsamen 
Unternehmens1,

– unter Hinweis auf die vom Rechnungshof gemäß Artikel 287 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2017 vorgelegte Erklärung2 
über die Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge,

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 12. Februar 2019 zu der dem 
Gemeinsamen Unternehmen für die Ausführung des Haushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2017 zu erteilenden Entlastung (05827/2019 – C8-0106/2019),

– gestützt auf Artikel 319 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates3, insbesondere auf Artikel 209,

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, 
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, 
(EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses 
Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/20124, 
insbesondere auf Artikel 71,

– gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 642/2014 des Rates vom 16. Juni 2014 zur 
Errichtung des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail5, insbesondere auf Artikel 12,

– gestützt auf die delegierte Verordnung (EU) Nr. 110/2014 der Kommission vom 
30. September 2013 über die Musterfinanzregelung für öffentlich-private 

1 ABl. C 452 vom 14.12.2018, S. 10.
2 ABl. C 452 vom 14.12.2018, S. 12.
3 ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1.
4 ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
5 ABl. L 177 vom 17.6.2014, S. 9.
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Partnerschaften nach Artikel 209 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates1,

– gestützt auf Artikel 94 und Anlage IV seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltskontrollausschusses sowie die 
Stellungnahme des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr (A8-0163/2019),

1. erteilt dem Exekutivdirektor des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail Entlastung für 
die Ausführung des Haushaltsplans des Gemeinsamen Unternehmens für das 
Haushaltsjahr 2017; 

2. legt seine Bemerkungen in der nachstehenden Entschließung nieder;

3. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss und die als fester Bestandteil 
dazugehörige Entschließung dem Exekutivdirektor des Gemeinsamen Unternehmens 
Shift2Rail, dem Rat, der Kommission und dem Rechnungshof zu übermitteln und ihre 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union (Reihe L) zu veranlassen.

1 ABl. L 38 vom 7.2.2014, S. 2.
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2. VORSCHLAG FÜR EINEN BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zum Rechnungsabschluss des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail für das 
Haushaltsjahr 2017
(2018/2217(DEC))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Jahresabschluss des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail für 
das Haushaltsjahr 2017,

– unter Hinweis auf den Bericht des Rechnungshofs über die Jahresrechnung 2017 des 
Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail, zusammen mit der Antwort des Gemeinsamen 
Unternehmens1,

– unter Hinweis auf die vom Rechnungshof gemäß Artikel 287 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2017 vorgelegte Erklärung2 
über die Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge,

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 12. Februar 2019 zu der dem 
Gemeinsamen Unternehmen für die Ausführung des Haushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2017 zu erteilenden Entlastung (05827/2019 – C8-0106/2019),

– gestützt auf Artikel 319 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates3, insbesondere auf Artikel 209,

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, 
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, 
(EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses 
Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/20124, 
insbesondere auf Artikel 71,

– gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 642/2014 des Rates vom 16. Juni 2014 zur 
Errichtung des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail5, insbesondere auf Artikel 12,

– gestützt auf die delegierte Verordnung (EU) Nr. 110/2014 der Kommission vom 
30. September 2013 über die Musterfinanzregelung für öffentlich-private 

1 ABl. C 452 vom 14.12.2018, S. 10.
2 ABl. C 452 vom 14.12.2018, S. 12.
3 ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1.
4 ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
5 ABl. L 177 vom 17.6.2014, S. 9.
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Partnerschaften nach Artikel 209 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates1,

– gestützt auf Artikel 94 und Anlage IV seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltskontrollausschusses sowie die 
Stellungnahme des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr (A8-0163/2019),

1. billigt den Rechnungsabschluss des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail für das 
Haushaltsjahr 2017; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss dem Exekutivdirektor des 
Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail, dem Rat, der Kommission und dem 
Rechnungshof zu übermitteln und seine Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union (Reihe L) zu veranlassen.

1 ABl. L 38 vom 7.2.2014, S. 2.
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3. ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

mit den Bemerkungen, die fester Bestandteil des Beschlusses über die Entlastung für die 
Ausführung des Haushaltsplans des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail für das 
Haushaltsjahr 2017 sind
(2018/2217(DEC))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seinen Beschluss über die Entlastung für die Ausführung des 
Haushaltsplans des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail für das Haushaltsjahr 2017,

– gestützt auf Artikel 94 und Anlage IV seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltskontrollausschusses sowie die 
Stellungnahme des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr (A8-0163/2019),

A. in der Erwägung, dass das Gemeinsame Unternehmen Shift2Rail („Gemeinsames 
Unternehmen“) im Juni 2014 mit der Verordnung 642/20141 für die Dauer von zehn 
Jahren errichtet wurde;

B. in der Erwägung, dass die Gründungsmitglieder die Europäische Union, vertreten durch 
die Kommission, und Partner aus dem Schienenverkehrssektor (die wichtigsten Akteure 
einschließlich der Hersteller von Eisenbahnausrüstung, Eisenbahnunternehmen, 
Infrastrukturbetreiber und Forschungszentren) sind und sich andere Einrichtungen als 
assoziierte Mitglieder an dem Gemeinsamen Unternehmen beteiligen können;

C. in der Erwägung, dass das Gemeinsame Unternehmen folgende Ziele verfolgt: a) die 
Verwirklichung des einheitlichen europäischen Eisenbahnraums, b) die Erhöhung der 
Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Schienenverkehrssystems 
sowie die Förderung innovativer Technologien und Lösungen für das System, c) die 
Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die Schiene und d) die Aufrechterhaltung 
der führenden Stellung des europäischen Schienenverkehrssektors auf dem Weltmarkt;

D. betont, dass dem gemeinsamen Unternehmen ausreichende finanzielle und materielle 
Ressourcen sowie Humanressourcen an die Hand gegeben werden müssen, damit es 
diese zentralen Ziele wirksam und effizient erreichen kann;

E. in der Erwägung, dass das Gemeinsame Unternehmen seit Mai 2016 autonom arbeitet;

Allgemeines

1. nimmt zur Kenntnis, dass der Bericht des Rechnungshofs über die Jahresrechnung des 
Gemeinsamen Unternehmens für das am 31. Dezember 2017 endende Jahr („Bericht 
des Rechnungshofs“) die Vermögens- und Finanzlage des Gemeinsamen Unternehmens 
zum 31. Dezember 2016, die Ergebnisse seiner Vorgänge und seine Cashflows sowie 
die Veränderungen des Nettovermögens für das an diesem Stichtag endende 

1 Verordnung (EU) Nr. 642/2014 des Rates vom 16. Juni 2014 zur Errichtung des Gemeinsamen Unternehmens 
Shift2Rail (ABl. L 177 vom 17.6.2014, S. 9).
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Haushaltsjahr in Übereinstimmung mit der Haushaltsordnung und den vom 
Rechnungsführer der Kommission erlassenen Rechnungsführungsvorschriften in allen 
wesentlichen Belangen insgesamt sachgerecht darstellt;

2. stellt fest, dass die der Jahresrechnung des Gemeinsamen Unternehmens für das 
Haushaltsjahr 2017 zugrunde liegenden Vorgänge dem Bericht des Rechnungshofs 
zufolge in allen wesentlichen Belangen rechtmäßig und ordnungsgemäß sind;

3. stellt fest, dass sich der Beitrag der Union zu den Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens auf höchstens 450 000 000 EUR beläuft, die aus Mitteln des Programms 
Horizont 2020 aufzubringen sind; stellt fest, dass die aus der Industrie stammenden 
Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens mindestens 470 000 000 EUR beitragen 
müssen, die sich aus Sachbeiträgen und Barbeiträgen zu den operativen Tätigkeiten und 
Verwaltungskosten des Gemeinsamen Unternehmens in Höhe von mindestens 
350 000 000 EUR und Sachbeiträgen zu den zusätzlichen Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens in Höhe von mindestens 120 000 000 EUR zusammensetzen; 

4. weist darauf hin, dass Forschung und Innovation keinen isolierten Prozess darstellen, 
bei dem eine einfache Regel für das Prozessmanagement angewendet wird; betont 
daher, dass es von wesentlicher Bedeutung ist, festzustellen, mit welchen der 
bestehenden Forschungs- und Innovationsprojekten innovative Lösungen auf den Markt 
gebracht werden können; betont, dass Änderungen in der Verordnung zur Errichtung 
des Gemeinsamen Unternehmens und in dessen Satzung für die kommende 
Entwicklung des Gemeinsamen Unternehmens erforderlich sein werden, um die 
Effizienz des Unternehmens zu erhöhen; betont insbesondere, dass der Grundsatz der 
mehrjährigen Finanzierung vorgesehen werden sollte und flexible Zeitpläne für die 
Veröffentlichung von Projektvorschlägen festgelegt werden sollten;

Haushaltsführung und Finanzmanagement

5. weist darauf hin, dass der endgültige Haushaltsplan für 2017 Mittel für Verpflichtungen 
in Höhe von 68 600 000 EUR und Mittel für Zahlungen in Höhe von 44 100 000 EUR 
vorsah; betont, dass die Verwendungsquote bei den Mitteln für Verpflichtungen 94 % 
und bei den Mitteln für Zahlungen 79 % betrug und damit vor allem bei den Zahlungen 
niedrig war; stellt darüber hinaus fest, dass es sich bei den im Jahr 2017 vom 
Gemeinsamen Unternehmen geleisteten Zahlungen größtenteils um 
Vorfinanzierungszahlungen für Horizont-2020-Projekte handelte, die im Rahmen der 
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen des Jahres 2017 ausgewählt worden 
waren; stellt fest, dass sich die vom Gemeinsamen Unternehmen nicht in Anspruch 
genommenen Mittel für Zahlungen aus Vorjahren auf 7,6 Mio. EUR beliefen; stellt fest, 
dass der Antwort des Gemeinsamen Unternehmens zufolge aufgrund des Zeitpunkts der 
Zahlung der Kommission der gesamte Betrag zur Deckung des ersten Quartals 2018 
vorgesehen war;

6. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen bis Ende 2017 von den 
411 500 000 EUR (einschließlich des Höchstbetrags für Barbeiträge der Union in Höhe 
von 398 000 000 EUR und des Barbeitrags der Mitglieder aus der Industrie zu den 
Verwaltungskosten des Gemeinsamen Unternehmens in Höhe von 13 500 000 EUR) für 
die Durchführung der ersten Runde von Projekten Mittel in Höhe von 158 800 000 EUR 
gebunden und 78 600 000 EUR (19,1 % der zugewiesenen Mittel) ausgezahlt hatte; 
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stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen demzufolge ineinandergreifende 
mehrjährige Finanzhilfevereinbarungen und Beschaffungsverträge für die Umsetzung 
von 39 % seines Forschungs- und Innovationsprogramms geschlossen hat, was seinem 
mehrjährigen Arbeitsplan entspricht;

7. nimmt zur Kenntnis, dass die Mitglieder aus der Industrie von den Beiträgen in Höhe 
von 350 000 000 EUR, die sie zu den operativen Tätigkeiten und den 
Verwaltungskosten des Gemeinsamen Unternehmens zu leisten haben, bis Ende 2017 – 
d. h. vier Monate nach dem Start der ersten Horizont-2020-Projekte des Gemeinsamen 
Unternehmens – Sachbeiträge in Höhe von 34 900 000 EUR für operative Tätigkeiten 
gemeldet hatten, von denen 3 000 000 EUR bestätigt worden waren; stellt fest, dass der 
Verwaltungsrat Barbeiträge zu den Verwaltungskosten des Gemeinsamen 
Unternehmens in Höhe von 4 900 000 EUR validiert hatte;

8. bedauert, dass zum Stichtag 31. Januar 2018 keines der anderen Mitglieder in der Lage 
war, für das Jahr 2017 seine Sachbeiträge zu den operativen Kosten (IKOP) und seine 
Sachbeiträge für die Durchführung zusätzlicher Tätigkeiten (IKAA) validieren zu 
lassen; stellt fest, dass die IKOP für 2017 auf 21,3 Mio. EUR geschätzt wurden, was 
eine positive Entwicklung darstellt, die der gewöhnlichen S‑Kurve im Rahmen der 
Programmplanung entspricht; ist zufrieden angesichts der Tatsache, dass sich die zum 
Ende des Jahres 2017 von anderen Mitgliedern gemeldeten IKAA auf insgesamt 
130 Mio. EUR beliefen, was über dem im Einklang mit der Verordnung zur Gründung 
des Gemeinsamen Unternehmens niedergelegten Mindestbetrag von 120 Mio. EUR 
liegt;

9. nimmt zur Kenntnis, dass sich die Gesamtbeiträge der Mitglieder aus der Industrie 
Ende 2017 auf 169 800 000 EUR und der Barbeitrag der EU auf 83 200 000 EUR 
beliefen; 

10. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen infolge der Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen von 2017 in demselben Jahr 
17 Finanzhilfevereinbarungen geschlossen hat und sich der Wert der damit verbundenen 
Forschungs- und Innovationstätigkeit auf 110 900 000 EUR belief, die von dem 
Gemeinsamen Unternehmen bis zu einem Höchstbetrag von 60 100 000 EUR 
kofinanziert werden mussten;

11. stellt ferner fest, dass die Gründungsmitglieder – d. h. mit Ausnahme der EU und der 
assoziierten Mitglieder – vereinbart haben, ihre Anträge auf Kofinanzierung auf 
44,44 % der gesamten Projektkosten zu beschränken, was im Rahmen des Programms 
Horizont 2020 den niedrigsten Prozentsatz darstellt; begrüßt, dass sich an der 
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Jahr 2017 120 KMU beteiligt 
haben, wovon dann 50 KMU Mittel erhielten (25 %); 

Leistung

12. begrüßt, dass das Problem, dass keine zentralen Leistungsindikatoren festgelegt wurden, 
bei Horizont 2020 nicht mehr besteht; bedauert, dass aufgrund der Art der Projekte 
bislang keine Angaben zu der dritten Gruppe der zentralen Leistungsindikatoren 
vorliegen; nimmt zur Kenntnis, dass die Sachverständigen weitere 
Überwachungsmaßnahmen und entsprechende Analysen fordern, in deren Rahmen 
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eindeutig zwischen den festgelegten zentralen Leistungsindikatoren und den am Ende 
eines jeden Jahres tatsächlich erreichten unterschieden wird;

13. stellt fest, dass der Anteil der Verwaltungskosten (Verwaltungs-/operative Ausgaben) 
nach wie vor unter 5 % liegt, was darauf hindeutet, dass das Gemeinsame Unternehmen 
eine eher schlanke und effiziente Organisationsstruktur aufweist;

14. stellt mit Sorge fest, dass Ende 2016 in Bezug auf die Hebelwirkung ein vorläufiger 
Faktor von 0,9 erzielt wurde; fordert das Gemeinsame Unternehmen auf, Schritte 
dahingehend einzuleiten, dass die angestrebte Hebelwirkung von 1,18 über den 
gesamten Zeitraum 2014–2020 erreicht wird;

15. nimmt zur Kenntnis, dass die Sachverständigen darauf hinweisen, dass das Gemeinsame 
Unternehmen bereits dazu beigetragen hat, im Bahnsektor für Kontinuität und eine 
gemeinsame Vorstellung von der Forschung im Schienenverkehrsbereich zu sorgen; 
begrüßt, dass das Gemeinsame Unternehmen außerdem dazu beigetragen hat, dass 
zwischen den Akteuren Vertrauen entsteht, die andernfalls nicht die Möglichkeit hätten, 
sich außerhalb des kommerziellen Kontextes über Ideen und gemeinsame Interessen 
auszutauschen; stellt fest, dass mit der Zeit mehr Eisenbahnunternehmen an dem 
Gemeinsamen Unternehmen beteiligt werden sollten;

16. stellt fest, dass Sachverständigen zufolge eine gewisse Gefahr besteht, dass das 
Gemeinsame Unternehmen – teilweise aus historischen Gründen, die den Menschen im 
Bewusstsein geblieben sind – als „geschlossene Gesellschaft“ wahrgenommen wird; 
fordert das Gemeinsame Unternehmen auf, sich mit diesem Thema zu befassen und 
diesbezüglich Fortschritte zu erzielen und Vertrauen aufzubauen, insbesondere durch 
offene Verfahren für die Auswahl künftiger Innovationsthemen und neuer Partner;

Auswahl und Einstellung von Personal

17. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen 2017 gemäß dem Stellenplan sieben 
Bedienstete eingestellt hat: einen Juristen, einen Verwaltungs- und Finanzassistenten, 
einen Beauftragten für das operative Geschäft und Finanzhilfen sowie vier 
Programmmanager;

18. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen Ende 2017 insgesamt 20 von 
23 Planstellen besetzt hatte;

Interne Kontrolle

19. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen zuverlässige Ex-ante-Kontrollverfahren 
auf der Grundlage von Aktenprüfungen der finanziellen und operativen Vorgänge 
eingerichtet hat und dass der Gemeinsame Auditdienst der Generaldirektion Forschung 
und Innovation der Kommission („Gemeinsamer Auditdienst“) für die Ex-post-Prüfung 
der Kostenaufstellungen im Rahmen von Horizont-2020-Projekten zuständig ist; stellt 
ferner fest, dass Ende 2017 die wichtigsten Normen für die interne Kontrolle 
weitgehend umgesetzt waren, wobei einige Maßnahmen noch ausstanden; fordert das 
Gemeinsame Unternehmen auf, der Entlastungsbehörde über die weitere Umsetzung 
Bericht zu erstatten;



RR\1178800DE.docx 11/19 PE626.835v02-00

DE

20. begrüßt, dass das Gemeinsame Unternehmen bereit ist, im Jahr 2018 eine 
Vereinfachung der Verwaltungsverfahren zu testen, indem im Zuge einer Pilotphase 
Finanzhilfen auf der Grundlage von Pauschalbeträgen im Rahmen eines begrenzten 
Programmkontrollrahmens eingeführt werden;

21. stellt fest, dass die Restfehlerquote für das Programm Horizont 2020 dem 
Rechnungshof zufolge mit 1,44 % unter der Wesentlichkeitsschwelle lag, wobei unter 
Berücksichtigung der Entwürfe der Prüfberichte allerdings davon auszugehen ist, dass 
sie auf etwa 2,24 % steigen wird;

22. stellt fest, dass für die repräsentative Stichprobe des Gemeinsamen Unternehmens für 
die Ex-post-Prüfungen im Jahr 2017 eine Anzahl von 15 Beteiligungen ermittelt wurde, 
die in Bezug auf die validierte Kofinanzierung durch das Gemeinsame Unternehmen 
1,3 Mio. EUR entsprechen; bedauert, dass für Prüfungen der repräsentativen Stichprobe 
des Gemeinsamen Unternehmens keine spezifische Fehlerquote vorliegt;

23. nimmt zur Kenntnis, dass bei dem Gemeinsamen Unternehmen der Interne Auditdienst 
die Funktion des Internen Prüfers erfüllt und in dieser Eigenschaft indirekt dem 
Verwaltungsrat und dem Exekutivdirektor Bericht erstattet; stellt fest, dass die erste 
Prüfungsaufgabe darin bestand, ein Risikoprofil des Gemeinsamen Unternehmens mit 
dem Ziel zu entwerfen, einen Dreijahresplan für interne Prüfungen aufzustellen; stellt 
fest, dass der strategische Plan für interne Prüfungen des Internen Auditdienstes für den 
Zeitraum 2017–2019 im Juni 2017 vorgelegt wurde und fortan jährlich überprüft wird;

24. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen „Brennstoffzellen und Wasserstoff 2“ 
2017 in Zusammenarbeit mit dem Gemeinsamen Auditdienst die erste Ex-post-Prüfung 
einer Zufallsstichprobe von Zwischenkostenaufstellungen zum Programm 
Horizont 2020 eingeleitet hat; fordert das Gemeinsame Unternehmen auf, der 
Entlastungsbehörde über die Ergebnisse dieser Prüfung Bericht zu erstatten;

25. nimmt mit Bedauern zur Kenntnis, dass Ende 2017 bei den von der Kommission für die 
Verwaltung und Überwachung der Horizont-2020-Finanzhilfen verwendeten 
gemeinsamen Instrumenten die Entwicklung der spezifischen Module, die für die 
Bearbeitung der an das Gemeinsame Unternehmen entrichteten Sachbeiträge benötigt 
werden, noch nicht abgeschlossen war; fordert das Gemeinsame Unternehmen auf, der 
Entlastungsbehörde über diese Entwicklungen Bericht zu erstatten;

26. stellt fest, dass die von der Kommission vorgenommene Zwischenbewertung der 
operativen Tätigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens im Rahmen von Horizont 2020 
für den Zeitraum 2014–2016 durchgeführt wurde; stellt fest, dass ein Aktionsplan 
ausgearbeitet und im Juni 2018 vom Verwaltungsrat angenommen wurde; stellt fest, 
dass einige Maßnahmen bereits eingeleitet wurden, und weist darauf hin, dass nicht alle 
Empfehlungen im Programm zum laufenden Finanzrahmen behandelt werden können;

Vergabe von Aufträgen und Finanzhilfen

27. stellt fest, dass das offene Verfahren des Gemeinsamen Unternehmens zur Beschaffung 
von Kommunikations- und Veranstaltungsdiensten (geschätzte Mittelausstattung für 
vier Jahre: 1 200 000 EUR) einige qualitative Mängel aufwies; stellt fest, dass der 
Antwort des Gemeinsamen Unternehmens zufolge beschlossen wurde, keine 
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Mindestanforderungen an die finanzielle Leistungsfähigkeit aufzunehmen, um KMU 
nicht davon abzuhalten, sich an der Ausschreibung zu beteiligen;

Sonstiges

28. begrüßt, dass das Gemeinsame Unternehmen eine eigene Betrugsbekämpfungsstrategie 
und einen eigenen Aktionsplan ausgearbeitet hat, womit es entsprechend den 
Bemerkungen des Rechnungshofs im Rahmen der Entlastung für das Jahr 2016 
Abhilfemaßnahmen getroffen hat; 

29. stellt fest, dass das Gemeinsame Unternehmen Bestimmungen zu Interessenkonflikten 
in Bezug auf seine Mitglieder, Gremien, Mitarbeiter und entsandte Mitarbeiter sowie 
auch die Mitglieder seines Verwaltungsrats niedergelegt und eine auf die spezifischen 
Umstände zugeschnittene Betrugsbekämpfungsstrategie aufgelegt hat, die der 
Ergänzung der Strategie im Rahmen des Programms Horizont 2020 dient und auch eine 
Bewertung der einschlägigen Risiken und Chancen umfasst;

30. betont, wie wichtig die Zusammenarbeit zwischen dem Gemeinsamen Unternehmen 
und der Eisenbahnagentur der Europäischen Union (ERA) ist; begrüßt, dass die ERA an 
den Sitzungen des Verwaltungsrats des Gemeinsamen Unternehmens teilnehmen konnte 
und in die Gruppen, die mit der Ausarbeitung des mehrjährigen Aktionsplans befasst 
waren, einbezogen wurde; stellt ferner fest, dass das Gemeinsame Unternehmen den 
Antrag der ERA auf Forschung und Innovation geprüft hat, um eine Überschneidung 
der Tätigkeiten zu vermeiden.

31. begrüßt, dass Synergien des Gemeinsamen Unternehmens mit anderen Programmen und 
Fonds der Union, z. B. mit dem Pilotprojekt des Europäischen Parlaments „Stufenleiter 
der Spitzenforschung“, genutzt werden, und begrüßt die Kooperation mit anderen 
einschlägigen Projekten, etwa SESAR oder Rail Baltica;

32. begrüßt, dass Maßnahmen ergriffen wurden, um die Sichtbarkeit des Gemeinsamen 
Unternehmens im Internet zu verbessern; stellt fest, dass die Website umgestaltet 
wurde, ein zweimonatlicher Newsletter eingeführt wurde, die Zahl der Besucher und der 
Social-Media-Follower gestiegen ist und die Berichterstattung in der Presse ebenfalls 
zugenommen hat;

33. begrüßt, dass das Gemeinsame Unternehmen in Ergänzung der Strategie des Programms 
Horizont 2020 eine maßgeschneiderte Betrugsbekämpfungsstrategie umsetzt, die die 
Bewertung der Chancen und Risiken des Unternehmens umfasst.
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22.1.2019

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR VERKEHR UND TOURISMUS

für den Haushaltskontrollausschuss

zur Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans des Gemeinsamen Unternehmens 
Shift2Rail (S2R JU) für das Haushaltsjahr 2017
(2018/2217(DEC))

Verfasser der Stellungnahme: Innocenzo Leontini

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Verkehr und Tourismus ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. begrüßt die Feststellung des Rechnungshofs, dass die der Jahresrechnung des 
Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail (im Folgenden „S2R JU“) für das 
Haushaltsjahr 2017 zugrunde liegenden Vorgänge in allen wesentlichen Belangen 
rechtmäßig und ordnungsgemäß sind;

2. stellt fest, dass der Jahreshaushalt des S2R JU für 2017 Mittel für Verpflichtungen in 
Höhe von 68,6 Mio. EUR und Mittel für Zahlungen in Höhe von 44,1 Mio. EUR 
umfasste;

3. stellt fest, dass das S2R JU für die operativen Mittel eine Ausführungsquote von 94 % 
bei den Mitteln für Verpflichtungen und von 79 % bei den Mitteln für Zahlungen 
erreicht hat; stellt fest, dass es sich bei den im Jahr 2017 vom Gemeinsamen 
Unternehmen geleisteten Zahlungen größtenteils um Vorfinanzierungszahlungen für 
Horizont-2020-Projekte, die im Rahmen der Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen des Jahres 2017 ausgewählt worden waren, handelte; weist auf die niedrige 
(55,2 %) Ausführungsquote bei den Mitteln für Zahlungen in Titel 2 
(Verwaltungsausgaben) hin, die darauf zurückzuführen ist, dass mehrjährige 
Rahmenverträge bestehen; bedauert, dass die Haushaltsplanung Schwachstellen aufwies 
und sich die vom S2R JU nicht in Anspruch genommenen Mittel aus dem Vorjahr auf 
etwa 7,6 Mio. EUR beliefen;
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4. bedauert, dass zum Stichtag 31. Januar 2018 keines der anderen Mitglieder in der Lage 
war, für das Jahr 2017 seine Sachbeiträge zu den operativen Kosten (IKOP) und seine 
Sachbeitrage für die Durchführung zusätzlicher Tätigkeiten (IKAA) validieren zu 
lassen; stellt fest, dass die IKOP für 2017 auf 21,3 Mio. EUR geschätzt wurden, was 
eine positive Entwicklung darstellt, die der gewöhnlichen S‑Kurve im Rahmen der 
Programmplanung entspricht; ist zufrieden angesichts der Tatsache, dass sich die zum 
Ende des Jahres 2017 von anderen Mitgliedern gemeldeten IKAA auf insgesamt 130 
Mio. EUR beliefen, was über dem im Einklang mit der S2R JU‑Verordnung 
niedergelegten Mindestbetrag von 120 Mio. EUR liegt;

5. betont, dass Forschung und Innovation im Eisenbahnsektor für die Entwicklung eines 
sicheren und weltweit wettbewerbsfähigen Eisenbahnsektors von entscheidender 
Bedeutung sind und eine große Rolle spielen, was die deutliche Senkung der 
Lebenszykluskosten und eine deutliche Erhöhung der Kapazitäten des 
Eisenbahnverkehrssystems im Zusammenhang mit Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit 
sowie die Beseitigung der noch bestehenden technischen Hindernisse für die 
Interoperabilität und die Verringerung der negativen externen Effekte des Verkehrs 
angeht; hebt ferner hervor, dass die Ziele des SR2 JU in der Verwirklichung eines 
einheitlichen europäischen Eisenbahnraums und der Steigerung der Attraktivität und 
Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Schienenverkehrssystems bestehen; betont, 
dass dem SR2 JU ausreichende finanzielle und materielle Ressourcen sowie 
Humanressourcen an die Hand gegeben werden müssen, damit es diese zentralen Ziele 
wirksam und effizient erreichen kann;

6. weist darauf hin, dass Forschung und Innovation keinen isolierten Prozess darstellen, 
bei dem eine einfache Regel für das Prozessmanagement angewendet wird; betont 
daher, dass es von wesentlicher Bedeutung ist, festzustellen, mit welchen der 
bestehenden Forschungs- und Innovationsprojekten innovative Lösungen auf den Markt 
gebracht werden können; betont, dass Änderungen der Verordnung zur Errichtung des 
SR2 JU und seiner Statuten für die nächste Entwicklung des SR2 JU sehr wichtig sein 
werden, damit sich seine Effizienz verbessert; betont insbesondere, dass der Grundsatz 
der mehrjährigen Finanzierung vorgesehen werden sollte und flexible Zeitpläne für die 
Veröffentlichung von Projektvorschlägen festgelegt werden sollten;

7. betont, wie wichtig die Zusammenarbeit zwischen dem SR2 JU und der 
Eisenbahnagentur der Europäischen Union (ERA) ist; begrüßt die Beteiligung der ERA 
an den Sitzungen des Verwaltungsrates des Gemeinsamen Unternehmens; fordert das 
SR2 JU auf, in seinem jährlichen Tätigkeitsbericht konkretere Informationen über die 
wichtigsten Ergebnisse im Rahmen dieser Zusammenarbeit vorzulegen;

8. stellt fest, dass das S2R JU im Jahr 2017 infolge eines im November 2016 
veröffentlichten Aufrufs zur Einreichung von Vorschlägen des Jahres 2017 17 
Finanzhilfen vergab, die das S2R JU mit bis zu 60,1 Mio. EUR kofinanziert; stellt 
ferner fest, dass die Gründungsmitglieder – d. h. mit Ausnahme der EU und der 
assoziierten Mitglieder – vereinbart haben, ihre Anträge auf Kofinanzierung auf 
44,44 % der gesamten Projektkosten zu beschränken, was im Rahmen des Programms 
Horizont 2020 den niedrigsten Prozentsatz darstellt; begrüßt, dass sich an der 
Ausschreibung im Jahr 2017 120 KMU beteiligt haben, wovon dann 50 Mittel (25 %) 
erhielten; 
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9. begrüßt, dass das S2R JU bereit ist, im Jahr 2018 eine Vereinfachung der 
Verwaltungsverfahren zu testen, indem im Zuge einer Pilotphase Finanzhilfen auf der 
Grundlage von Pauschalbeträgen im Rahmen eines begrenzten 
Programmkontrollrahmens eingeführt werden;

10. stellt fest, dass für die repräsentative Stichprobe des S2R JU für die Ex-post-Prüfungen 
im Jahr 2017 eine Anzahl von 15 Beteiligungen ermittelt wurde, die in Bezug auf die 
validierte Kofinanzierung durch das S2R JU 1,3 Mio. EUR entsprechen; bedauert, dass 
für Prüfungen der repräsentativen Stichprobe des S2R JU keine spezifische Fehlerquote 
vorliegt;

11. begrüßt, dass das S2R JU eine eigene Betrugsbekämpfungsstrategie und einen eigenen 
Aktionsplan ausgearbeitet hat, womit es entsprechend den Bemerkungen des 
Rechnungshofs im Rahmen der Entlastung für das Jahr 2016 Abhilfemaßnahmen 
getroffen hat;

12. stellt fest, dass das S2R JU Bestimmungen zu Interessenkonflikten in Bezug auf seine 
Mitglieder, Gremien, Mitarbeiter und entsandte Mitarbeiter sowie auch die Mitglieder 
des Verwaltungsrats des S2R JU niedergelegt und eine auf die spezifischen Umstände 
zugeschnittene Betrugsbekämpfungsstrategie aufgelegt hat, die der Ergänzung der 
Strategie im Rahmen des Programms Horizont 2020 dient und auch eine Bewertung der 
einschlägigen Risiken und Chancen umfasst;

13. schlägt vor, dem Exekutivdirektor des S2R JU Entlastung für die Ausführung des 
Haushaltsplans des S2R JU für das Haushaltsjahr 2017 zu erteilen.
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